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Gesetz über die Bffenlegung der Vorstandsvergütungert 
(Vorstandsvergütungs-ORenlegungsgeseQ - VorstOG) 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 184, Sitzung am 30. Juni 2005 aufgrund der 
Beschlussempfehlmg und des Berichts des Rechtsausschusses - Drucksache 1515860 - 
den von den Abgeordneten Jaachim Stünker, Olaf Scholz, Erika Simrn, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der SPD 
sowie den Abgeordneten Dr. Thea Dückert, Jerzy Montag, Valker Beck (Käln), 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Qffenfegung der Vorstandsvergütungen 
~arstandsvergütungs-Offenlegungsgesetz - VorstOG) 
- Drucksache W 5 5 7 7  - 

in beigefiigter Fassung angenommen, 

Fristablaui: 22.07.05 
lnitiativgeserz des Btindestapes 





Gesetz über die Offenlegung der Vorstcindsvergütungen 
(Vorctandcvergütüngs-Offentegungsgesetz - VorstOG) 

Der Bundestag hat das foigende Gesetz beschlos- 
sen: 

Änderung des Handefsgesekbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der irn Bundesgesetzblatt Teil 
lll. Gliederunasnurnmer 4100-1, verBffentlichten bereinig- 
ten ~acsung, zuletzt geändert durch Artikel ... des 
Gesetzes vom ... , wird wie folgt geändert: 

I .  5 285 Satz 1 Nr. 9 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) die für die TBtigkeit irn Geschaftsjahr gewährten 
Gesarntbezüge (Gehalter, Gewinnbeteiligungen, 
Bezugsrmhte und sonstige aktienbasierte Ver- 
gütungen, Aufwandsentschgdigungen, Versi- 
cherungsentgeltr, Provit-iafien und Nebenleis- 
tungen jeder Art). In die Gesamibezüge sind 
auch Bezüge einzurechnen, die nicht ausge- 
zahlt, sondern in Anspruche anderer Art umge- 
wandelt oder zur Erhöhung anderer Ansprüche 
verwendet werden. Außer den Bezügen für das 
Gesch&&jahr sind die weiteren Bezüge 
anzugeben, die im Geschciffsjahr gewährt, 
bisher aber in keinem Jahresabschluss 
angegeben worden sind. Bezugsrechte und 
sonstige aktienbasierte Vergütungen sind mit 
ihrer Anzahl und dem beizulegenden Zeitwert 
rum Zeitpunkt ihrer Gewährung anzugeben; 
spätere Wertveränderungen, die auf einer 
hderung der Ausütsungcbedingungen beruhen, 
sind zu berkksichtigen Bei einer 
MirSennotierten Aktiengesellschaft sind zu- 
sätzlich unter Namensnennung die Bezüge je- 
des einzelnen Vorstandsmitgiieds, aufgeteitt 
nach erfolgsunabh&ngigen und erfoigsbezoge- 
nen Komponenten sowie Komponenten mit 
langfristiger Anreimirkung, gesondert. 
anzugeben. Dies gilt auch fCir Leistungen, die 
dem Vorstandsmitglied fur den Fall der 
Beendigung seiner Tätigkeit zugesagt warden 
sind. Hierbei ist dar wesentliche Inhalt der 
Zusagen danustelfen, wenn sie In ihrer 
rechtlichen Ausgestaltung von den den 
Arbeitnehmern erteiiten Zusaaen nicht 
unerheblich abweichen. teistung&, die dem 
einzelnen Vorstandsmitglied von einem Dritten 
im Htrsblick auf seine Tätigkeit als 
Vorstandsmitglied zugesagt oder im 
Gosch3ftsja hr gewährt worden sind, sind 
ebenfalls anzugeben. Enthält der Jahresab- 

schluss weitergehende Angaben zu bestimmten 
Bezügen, sind auch diese zusatzlich einzeln an- 
zugeben;". 

2. 5 286 wird wie folgt geandert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

.,(4) Bei Geseltachoften, die keine bQsennotierten 
Aktiengecefischaften sind, kännen die in 3 285 Satz 
1 Nr. 9 Buchstabe a und b verlangten Angaben uber 
die Gesamtbezfige der dort bezeichneten Personen 
unterbleiben, wenn sich anhand dieser Angaben die 
Bezogt; eines Mitgiieds dieser Organe feststellen 
lassen." 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatzi angeffigt: 

„j5) Dis in 285 Satz I Nr. 9 Buchstabe a Satz 5 
bis 9 veriangten Angaben unterbleiben, wenn die 
Hauptversammlung dies beischloscen hat. Ein 
Beschluss, der höchstens für fünf Jahre gefasst 
werden kann, bedarf einer Mehrheit, die mindestem 
drei Viertel des bei der Beschlussfassung 
vertretenen Grundkapitals umfasst. 5 136 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes gilt für einen Aktion&, dessen 
Bezüge als Vorstandsmitglied von der 
Besch~ussfassung betroffen sind, entsprechend." 

3. In 3 289 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Nummer 4 
durch ein Semikolon ersetzt: und folgende Hummer 
angefügt: 

.5. die Grundzüge des Vergütungssystems der Ge- 
seHscha@ für die in $ 285 Satz 1 Nr. 9 genannten 
Eesamtbezüge, soweit es sich um eine bärsennotierte 
Aktiengesellschaft handelt. Werden dabei auch 
Angaben entsprechend 5 285 Satz i Nr. 9 Buchstabe 
a Satz 5 bis E) gemacht, kännen diese im Anhang 
unterbleiben." 

4. 3 314 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 6 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

.a) die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben irn 
Mti&erunternt.hmera und den Tochterunter- 
nehmen im Geschäftsjahr gewährten Ge- 
sctmtbez~ige (Gehalter, Gewinnbeteitigungen, 
Bezugsrechte und sunstjge aktienbaciei-te 
Vergütungen, AuFNandcentsch3digungen, 



Verrichemngsentgelk, Provisionen und 
Nebenleistungen jeder Art). In die Gesarnt- 
bezüge sind auch Bezüge einzurechnen, die 
nicht ausgezahlt, sondern in Ansprüche an- 
derer Art umgewandelt oder zur Erhdhung 
anderer Ansprüche verwendet werden. Au- 
aer den Bezügen für das Geschäftsjahr sind 
die weiteren Beziige anzugeben, die irn Ge- 
schäftsjahr gewährt, bisher aber in keinem 
Kanzernabschluss angegeben worden sind. 
Bezugsrechte und sonstige aktienbasierte 
Vergütungen sind mit ihrer Anzahl und dem 
beizulegenden Zeitwert zum Zeitpunkt ihrer 
Gewiahrung anzugeben; splatere Wertveran- 
derungen, die auf einer Änderung der Aus- 
übungsbedingungen beruhen, sind zu be- 
rücksichtigen. Ist das Mutterunternehrnen 
eine börsennotierte Aktiengeseilcchaft, sind 
zusättiich unter Namensnennung die Bezü- 
ge jedes einzelnen Vorstandsmitglieds, auf- 
geteilt nach erfolgsunabhängigen und er- 
foigsbezogenen Komponenten sowie Korn- 
ponenten mit langfristiger Anreirwirkung, ge- 
sondert anzugeben. Dies gilt auch für Leis- 
tungen, die dem Vorstandsmitglied für den 
Fall der Beendigung seiner Tiitigkeit zuge- 
sagt worden sind. Hierbei ist der wesentliche 
Inhalt der Zusagen darzustellen, wenn sie in 
ihrer rechtlichen Ausgestaltung von den den 
Arbeitnehmern erteilten Zusagen nicht 
unerheblich abweichen, Leistungen, die dem 
einzelnen Vorstandsmitglied von einem 
Dritten im Hinblick auf seine Tdtigkeit als 
Vorstandsmitglied zugesagt oder im Ge- 
schäftsjahr gewährt warden sind, sind 
ebenfalls anzugeben. Enthält der Konrern- 
abschluss weitergehende Angaben zu be- 
stimmten Bezugen, sind auch diese zusätz- 
lich einzein anzugeben;". 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefogt: 

.Für die Angabepflicht gernaß Absatz 1 Nr. 6 
Buchstabe a Satz 5 bis 9 gilt 5 286 Abs. 5 ent- 
sprechend." 

In 5 315 Abs. 2 wird der Punkt arn Ende der Nummer J 
durch ein Semikolon erseizt und folgende Nummer 
angefügt: 

„,4.die Grundzüge des Vergütungssystems für die in 
5 314 Abs. 'i Nr. 6 genannten Gewnibezüge, soweit 
das MutXerunternehmen eine börsennotierfe 
Aktiengesellschaft ist. Werden dabei auch Angaben 
entsprechend 5 314 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe o Satz 5 
bis 9 gemacht, k6nnen diese im Konsernanhang 
unterbleiben." 

In 3 324 Abs. 3, 5 340n Bbs. 3 und in 3 341n Abc. 3 
werden jeweils die Wärter .fünfundtwant~gtausend Euro" 
durch die Worter ,fünfzigtausend Euro" ersetzt. 

ArtlkeI 2 
Änderung des Einführungsgesetzes zum 

Handelsgesetzbuch 

Dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der irn 
Bundesgesetzblatt Teil I1  1, Gliederungsnurnrner 41 01 -1, 
veroffentfichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch ... 
geändert worden ist, wird nach dem Einundrwantigsten 
AbschnitF folgender Abschnitt angefügt: 

.Zweiund;rwanzigster Abschnitt 
Ubergangsvorschritften zum Vorstandsvergütungs- 

ORenlegungsgesetz 

Artikel 59 

&j 285 Satz 1 Ni. 9 Buchstabe a, (j 286 Abs. 4,  5, .i 289 Ahs. 2 
Mr. 5 ,  § 314 Abs. I Nr. 6 Birchctabe a, Abs. 2 Satz 2, 5 315 
Abs. 2 Nr. 4, f3 534 Abs. 3, 5 J40n Abs. 3 und 9 341n Abs. 3 
in der Fassung des VarsQndsvergüiungs- 
Offeniegungsgesetzes sind erstmals auf Jahres- und 
Konzernabschlüsse für das nach dem 3f .  Dezember 2005 
beginnende Gesch3Rsjahr anzuwenden." 

Artikel 3 
In krafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


